
Abschrift

Landgericht Memmingen

Az.: 330732/18 B

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Rechtsstreit

vertreten durch d. Geschäftsführer,

^lägerin -

Prozessbevollmächtiate:
Rechtsanwältel

gegen

- Beklagter -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte'

wegen Forderung

erlässt das Landgericht Memmingen - 3. Zivilkammer - durch den Richter am Landgerichl

als Einzelrichter folgendes

Endurteil

1; Die Klage wird angewiesen.

2. Von den Kosten des Rechtsstreits tragen die Klägerin 89% und der Beklagte 11 %.

3. Das Urteil ist für die Klägerin und den Beklagten gegen Sicherheitsl.eistung in Höhe von

110 % des aufgrund des Urteils jeweils vollstreckbaren Betrages vorläufig vollstreckbar.
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Beschluss

Der Streitwert wird auf 111.786,03 € bis zum 02.07.2018 und auf 89.428,82 € ab dem

02.07.2018 festgesetzt.

Tatbestand

Die Parteien streiten über Rückzahlung von EEG-Einspeisevergütung für Strom aus Photovoitaik-

anlagen in den Jahren 2015 und 2016.

Die Kiägerin ist eine Tochtergesellschaftfll^^—^^BBIund betreibt das Stromteilnetz in

(. Der Beklagte betreibt auf seinen Grundstücken in

mehrere Photovoltaikanlagen für welche er von der Klägerin Einspeisevergütungen nach dem

EEG ertialten hat.

Bei den von dem Beklagten betriebenen Photovoltaikanlagen handelt es sich um die folgenden

Anlagen:

Zu sämtlichen dieser Photovoltaikanlagen hat der Beklagte in seiner Anmeldung gegenüber der

Klägerin jeweils in einer schriftlichen Erklärung über die Konformität mit §§ 33 Abs. 1 - 3 EEG

2009 beziehungsweise § 32 Abs. 2 u. 3 EEG 2012 abgegeben und damit angegeben, dass die
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Anlagen ausschließlich in, an oder auf einem Gebäude oder einer Lärmschutzwand angebracht

seien. Die Anlagen waren entgegen der gesetzlichen Verpflichtung gemäß § 16 Abs. 2 EEG 2009

vom Beklagten als Anlagenbetreiber nicht im Anlagenregister der Bundesnetzagentur gemeldet

und damit nach dem EEG 2009 nicht vergütungsfähig. Erstmalig sind die Anlagen am 24.07.2017

bei der Bundesnetzagentur angemeldet worden.

Die Klägerin stellt sich auf den Standpunkt, dass sie, da die Anlagen des Beklagten nicht bei der

Bundesnetzagentur angemeldet waren, die an den Beklagten geleistete Vergütung zurückfordern

könne. Insgesamt fordert die Klägerin einen Betrag von 111.786,03 €, welcher auf die Anlagen

verteilt ist wie folgt:

Anlage 1 (Vertrag

Anlage 2 (Vertra<

Anlage 3 (Vertragi

Anlage 5 (Vertrat

Anlage 6 (Vertrag l

Gesamt:

Forderung aus 2015

Forderung aus 2016

Forderung aus 2015

Forderung aus 2016

Forderung aus 2015

Forderung aus 2016

Forderung aus 2015

Forderung aus 2016

Forderung aus 2015

Forderung aus 2016

22.691,49 EUR

14.601,16 EUR

^

15.802,51 EUR

16,754,07 EUR

15.920,34 EUR

13.281,16 EUR

5.473,91 EUR

5.998,78 EUR

614,08 EUR

648,53 EUR

111.786,03 EUR

Die Anlage 4 wird klägerseits nicht zum Gegenstand der Klage gemacht.

Unter dem 29.03.2018 leistet der Beklagte an die Klägerin eine Teilzahlung in Höhe von

22.357,21 €. Es ist daher noch der klagegegenständliche Betrag von 89.428,82 € zur Zahlung of-

fen.
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Die Klägerin stützt ihren Rückzahlungsanspruch hinsichtlich der Anlagen 1 bis 4 auf § 100 Abs. 2

Satz 1 Nr. 10 EEG 2017 i.V.m. § 66 Abs. 1 Nr. 6 EEG 2012 i.V.m. § 16 Abs. 2 Satz 2 EEG 2009.

Hinsichtlich der Anlagen 5 und 6 stützt die Klägerin ihren Rückzahlungsanspruch auf § 100 Abs. 2

Satz 1 Nr. 3 lit. b EEG 2017 LV.m. § 25 Abs. 1 Satz 1 EEG 2014.

Die Klägerin hat die Klage in Höhe eines Teilbetrages von 22.357,21 € teilweise für erledigt erklärt.

Die Beklagtenseite hat der Ertedigterkiärung nicht widersprochen.

Die Klägerin beantragt zuletzt,

der Beklagte wird verurteilt, an die Kläger'm 89.428,82 € nebst Zinsen in Höhe von

5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 29.11.2017 zu bezahlen.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagtenseite stellt sich auf den Standpunkt, dass die Sanktionsnorm des § 52 Abs. 3 EEG

2017 gemäß § 100 Abs. 1 S. 5 EEG 2017 auch auf ältere meldepflichtige Photovoltaikanlagen an-

wendbar ist und dies auch unabhängig vom Zeitpunkt der Inbetriebnahme der betreffenden Anla-

ge. Es gelte daher die 20 %ige Kürzungsregelung für alle sechs gegenständliche Photovoltaikan-

lagen. Selbst wenn man jedoch eine 100 %ige Reduzierung der Vergütung für anwendbar hielte,

so gelte dies nur für die Photovoltaikanlagen fünf und sechs. Hinsichtlich der streitgegenständli-

chen Photovoltaikanlagen eins bis vier wäre hingegen eine Rückforderung schon nach dem Wort-

laut des § 100 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 b EEG 2017 ausgeschlossen. Unter Berücksichtigung der bereits

erfolgten Zahlung der Beklagtenseite könne die Klägerin daher nach beiden'Sichtweisen keine

Vergütung (mehr) zurückverlangen.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und umfangreichen Rechtsvortrages der Parteien wird Bezug ge-

nommen auf die gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen sowie auf das Protokoll über die

mündliche Verhandlung vom 20,11.2018.
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Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage ist, sowie nach Erledigung noch über sie zu entscheiden war, unbegründet.

Sie unterliegt daher der Abweisung.

Unstreitig hat die Beklagtenseite eine Teilzahlung über 22.357,21 € an die Klägerin geleistet. Dar-

über hinausgehende Ansprüche der Klägerin gegen den Beklagten bestehen nicht.

Die Sanktions- und Rückforderungsregelungen des EEG stellen ein in sich geschlossenes Rege-

lungssystem dar, sodass sich der Rückgriff auf die allgemeinen Regelungen des Bereicherungs-

rechtes verbietet (BGH, Urteil vom 05.07.2017, Az.: VIII ZR 147/16, Rdnr. 36), Die klägerseits gel-

tend gemachten Rückforderungsansprüche bestehen daher nur dann, wenn in dem fürdiejewei-

lige Anlage, einschlägigen Regelungsregime des EEG eine entsprechende Sanktion angeordnet

ist. Dies indes ist zwar bei den Anlagen 5 und 6, nicht aber bei den Anlagen 1 bis 4 der Fall.

Hinsichtlich der Rechtslage bezogen auf die Inbetriebnahmezeiträume der Anlagen 5 und 6 hat

der Bundesgerichtshof bereits entschieden, dass ein entsprechender Rückforderungsanspruch

der Klägerin besteht (BGH, Beschluss vom 08.05.2018, Az.; Vlll ZR 71/17; Urteil vom 05.07.2017,

Az.: VIII ZR 147/16).

Die Sanktionierung von Meldeverstößen ergibt sich diesbezüglich aus § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3

lit. b EEG 2017 i.V.m. § 17 Abs. 2 Nr, 1 a EEG 2014 und § 25 Abs. 1 Satz 1 EEG 2014. DerVergü-

tu'ngsanspruch des Beklagten reduziert sich dementsprechend auf Null. Trotz gewichtiger vorge-

tragener Argumente der Bekiagtenseite gegen eine Reduzierung auf Null schließt sich das Ge-

rieht der seiner Auffassung nach zutreffenden und überzeugenden Rechtsauffassung des Bun-

desgerichtshofes in seinen Entscheidungen vom 05.07.2017 und 08.05.2018 vollinhaltlich an. Ins-

besondere ist nachträglicher gesetzgeberischer Begründungsaufwand nicht geeignet, der seitens

des BGH vorgenommene Auslegung gleiohsann im Nachhinein zu einem anderen (gesetzgebe-

risch erwünschten). Ergebnis zu verhelfen. Um unnötige - den Parteien bekannte - Wiederholun-

gen aus den vorgenannten Entscheidungen zu vermeiden, wird vollinhaltlich auf diese Bezug.ge-

nommen. Nach nochmaliger, eigener, Prüfung macht sich das Gericht diese Ausführungen zu ei-

gen.
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; In entscheidungserheblichem Maße kommt es, wie der Beklagtenvertreter richtig ausführt, hierauf.

jedoch nicht (mehr) an. Auf die Anlage 5 und 6 entfallt ein RüGkforderungsteilbetrag von insge-

samt 12.735,30 €. Im Rahmen der Teitzahlung hat die Beklagtenseite indes bereits einen Betrag

von 22.357,21 € gezahlt. Die Rückforderungen hinsichtlich der Anlagen 5 und 6 sind daher bereits

ausgeglichen.

Darüber hinaus bestehen klägerseits keine weiteren Rückforderungsansprüche für die Anlagen 1

bis 4. Es fehlt insoweit an einer einschlägigen Anspruchsgrundläge im Rahmen des geschlosse-

nen Sanktionsregimes nach dem EEG.

Hinsichtlich der Anlage 1 bis 4 stützt die Klägerseite den geltend gemachten Rückforderungsan-

Spruch auf § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 EEG 2017 i.V.m. § 66 Abs. 1 Nr. 6 EEG 2012 i.V.m. § 16

Abs. 2 Satz 2 EEG 2009.

§ 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 lit. b EEG 2017 ist auf die Anlagen 1-4 aufgrund deren Errichtung vor

dem 01.01.2012 bereits dem Wortlaut nach nicht anwendbar,

Die Anwendung des § 16 Abs. 2 Satz 2 EEG 2009 wird durch § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 EEG

2017 gerade nicht angeordnet. Die letztgenannte Vorschrift ordnet vielmehr an, dass die in § 66

Abs. 1 Hatbsatz 1 EEG 2012 geregelte allgemeine Anwendung der Bestimmungen des EEG in

der zum 31.12.2011 geltenden Fassung (EEG 2009) nicht anzuwenden ist. Eine allgemeine An-

wendungsanordnung des EEG in ,der zum 31.12,2011 geltenden Fassung für bis zu diesem Ter-

min in Betrieb genommene Anlagen ist somit gerade nicht geregelt worden. Anwendbar sind da-

her nur jene Bestimmungen des EE 2009, welche ausdrücklich über die Vorschrift des § 100

Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 EEG 2017 und den dort in Bezug genommenen Obergangsregelungen, als

anwendbar erklärt wurden. Soweit nunmehr auf § 66 Abs. 1 Nr. 6 EEG 2012 abgehoben wird, ver-

weist dieser gerade nicht auf § 16 Abs. 2 Satz 2 EEG 2009. Ein solcher Verweis in § 66 Abs. 1

Nr. 6 Satz 1 EEG 2012 ist bereits semantisch nicht herzuleiten. Darüber hinaus ergäbe dieVor-

schrift bei Sichtweise der Klägerin keinen Sinn. Denn § 16 Abs. 1 EEG 2009 bestand lediglich aus

einem Satz. Die Verweisung auf die Sätze 2 und 3 macht nur dann Sinn, wenn man dies als Ver-

weis auf die Vorschrift des EEG 2012 versteht Identische gilt hinsichtlich der Verweisung auf Ab-

satz 2 Satz 2 bis 4, welche ebenfalls nur als Verweis auf § 16 Abs. 2 Satz 2 bis 4 EEG 2012 ver-

standen werden kann. In § 66 Abs. 1 Nr, 6 Satz 2 EEG 2012 ist die Anwendung des § 16 Abs, 2

Satz 1 EEG 2009 explizit ausgeschlossen. Die Anwendbarkeit des § 16 Abs. 2 Satz 2 EEG 2009

ist damit in der Vorschrift insgesamt nicht angeordnet.
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Da es insoweit an einer Sanküohsnorm mit der klägerseits begehrten Rechtsfolge (Nichtvergü-

tung) fehlt, besteht ein kfägerischer Anspruch auf Vergütungsrückzahlung nicht.

Die Klage ist insoweit abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91 a, 92 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 ZPO. Hinsichtlich eines nach

Einleitung des Mahnverfahrens gezahlten Teilbetrages von 22.357,21 € hat die Klägerin den

Rechtsstreit für erledigt erklärt. Die Beklagtenseite hat der Erledigterklärung nicht widersprochen.

Gemäß § 91a ZPO hat das Gericht hinsichtlich dieses Teilbetrages über die Kostenfolge unter

Berücksichtigung des Sach- und Streitstandes nach billigen Ermessen zu entscheiden. Maßgefc)-

lich in diesem Zusammenhang sind auch die Erfolgsaussichten, Nach der im Urteil vorgenomme-

nen rechtlichen Würdigung des Gerichtes bestanden in Hinblick auf den auf die Anlagen 5 und 6

entfallenen Rückzahlungsanspruch über insgesamt 12.735,30 € keine hinreichenden Erfolgsaus-

sichten der Beklagtenpartei und im Übrigen keine solchen der Klägerin. Bezogen auf den ur-

sprüngliohen Gesamtstreitwert von 111.786,03 € stellt die berechtigte Zahlung ein voraussichtli-

ches Unterliegen in Höhe von 11% dar. Der Beklagte hat daher von den Kosten 11% und die Klä-

gerin 89% zu tragen,

Die Entscheidung über die Vollstreckbarkeit findet ihre Grundlage in § 709 Satz 2 BGB.

Der Streitwert war nach § 3f, 2PO festzusetzen.

gez.

Richter am Landgericht

Verkündet am 01.02.2019

gez.

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle


